
Die Rechtsprechung auf diesem Gebiete läßt immer klarer 
und eindeutiger erkennen, daß für die erkennenden Ge­
richte und die übrigen entscheidenden sowjetzonalen 
Dienststellen in keinem Falle mehr sachliche und recht­
liche, sondern allein nur noch politische Erwägungen be­
stimmend sind und die in der Verfassung garantierten 
Grundrechte mißachtet werden.

Wenn auch der im Herbst 1954 durch das sowjetzonale 
Ministerium der Justiz veröffentlichte Entwurf eines 
»Familiengesetzbuches*, durch das die in Frage kommen­
den Bestimmungen des BGB und der V er Ordnung über 
Eheschließung und Eheauflösung vom 24. 11. 1955 neu 
geregelt werden sollen, noch immer nicht als Gesetz ver­
abschiedet worden ist, so richten sich doch weisungsgemäß 
alle für die Bearbeitung dieser Angelegenheiten beauf­
tragten sowjetzonalen Dienststellen und die Gerichte 
schon nach den im Entwurf aufgestellten Grundsätzen. 
Dem „Wohl der Familie“ geht in jedem Falle das gesell­
schaftliche Interesse — sprich der SED — vor.
Zwei Ziele sind es besonders, deren Verwirklichung die 
Neuregelung dienen soll. Beide sind dem Grundgedanken 
des Familienrechts wesensfremd. Der durch die jahre­
lange Zonenflucht immer fühlbarer werdende Mangel an 
Arbeitskräften war dafür maßgebend, daß die schon im 
„Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und die 
Rechte der Frau* vom 27.9.1950 erkennbare Tendenz, 
möglichst viele verheiratete Frauen und Mütter in den 
Arbeitsprozeß einzuspannen, noch stärker betont wurde. 
Die familienfeindliche Grundhaltung des kommunisti­
schen Prinzips kommt weiter in dem Bestreben zum Aus­
druck, den Einfluß der Eltern immer mehr zu verringern 
und die Erziehung der Kinder in die Hände des Staates 
zu legen.

A. Ehescheidungen und Rege­
lung des Personenso
aus politischen Gründen

Kirchliche Erziehung der Kinder ist mit der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung unvereinbar

Bereits aus den in Teil III dieser Dokumentensamm­
lung veröffentlichten Urteilen (Dokument 243—253) 
geht hervor, daß es in erster Linie die „gesellschaft­
lichen“ Interessen — also politische Erwägungen — 
sind, von denen es abhängt, ob eine Ehe geschieden 
wird oder nicht. Häufig wird der für die Ehezerrüttung 
maßgebende Grund in der religiösen Einstellung eines 
Ehegatten gesehen.
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Aus den G r ü n d e n :

In einer gesunden Ehe müssen jedoch die Interessen 
der Ehegatten mit den Interessen der Gesellschaft

übereinstimmen. Sowohl das Interesse der Gesellschaft 
als auch das persönliche Interesse der Ehegatten rich­
tet sich auf die gegenseitige Unterstützung und Ent­
wicklung der Ehegatten, auf die Erhaltung und Förde­
rung der Arbeitsfreudigkeit, ihrer weiteren Vervoll­
kommnung und auf die Erziehung der Kinder im 
Geiste der Verfassung der DDR. Das Nichtverstehen der 
Parteien aus charakterlichen Gründen ist nach Mei­
nung des Gerichts nicht dazu angetan, die genannten 
Voraussetzungen, die nun einmal für ein harmonisches 
Eheleben unerläßlich sind, zu erfüllen. Eine Ehe, die 
nur Zwistigkeiten, Zank und Streit erwarten läßt, ist 
kein geeigneter Hort, um den Kindern eine glückliche 
Zukunft und eine gute Erziehung zu garantieren. Die 
laufenden Zwistigkeiten sind auch nicht dazu angetan, 
die Arbeitsfreudigkeit des Klägers zu fördern, sondern 
sie sind dazu geeignet, daß sich die Parteien innerlich 
gegeneinander aufreiben und letzten Endes lustlos den 
täglich anfallenden Verpflichtungen gegenübertreten.

Durch die laufenden Differenzen und Streitigkeiten 
zwischen den Parteien kann nicht mehr erwartet wer­
den, daß wieder eine eheliche Lebensgemeinschaft zwi­
schen ihnen hergestellt wird. Das bisher geführte Ehe­
leben zwischen den Parteien hat mit einer wirklichen 
Ehe nichts mehr gemeinsam. Sich ständig wieder­
holende Auseinandersetzungen zwischen Ehegatten 
sind nach allgemeiner Lebenserfahrung ein Zeichen 
dafür, daß die Eheleute nicht in der Lage sind, die ehe­
lichen Verhältnisse in geordneter Weise zu gestalten. 
Stetige Streitigkeiten führen in der Regel zu einer in­
neren Entfremdung der Eheleute. Aus diesen Umstän­
den heraus sind heftige Auseinandersetzungen unter 
Eheleuten, welche sich innerhalb eines längeren Zeit­
raumes des öfteren wiederholen, als ernstlicher Grund 
für eine Scheidung anzusehen. Diese Ehe hat somit 
ihren Sinn für die Ehegatten und für die gemeinsamen 
Kinder verloren, so daß die Voraussetzungen des § 8 
der EheVO. vom 24. 11. 1955 gegeben sind und die Ehe 
geschieden werden mußte. Auch die Gesellschaft ist 
nicht daran interessiert, eine solche Ehe aufrechtzuer­
halten, die im Wesen keine Ehe mehr ist.
Gern. § 9 ist im Urteil darüber zu entscheiden, wem 
das Sorgerecht für die minderjährigen Kinder der Par­
teien zugesprochen werden soll. Maßgeblich für die 
Entscheidung über das Sorgerecht ist nach § 9 Abs. 2 
EheVO ausschließlich das Wohl der Kinder. Dazu ist 
zu berücksichtigen, welcher Elternteil am besten ge­
eignet ist, die Erziehung der Kinder zu geistig und 
körperlich tüchtigen Menschen im Geiste des Vor­
spruchs der EheVO. vom 24. 11. 55 und des Art. 41 der 
Verfassung zu übernehmen. Hiervon ausgehend, ist 
das Gericht der Meinung, daß der Kläger am besten 
für die Erziehung geeignet ist.

Die Verklagte hat bisher die minderjährigen Kinder in 
streng kirchlichem Sinne erzogen. Einer derartigen 
Entscheidung über das Sorgerecht kann nach § 9 Abs. 2 
nicht zugestimmt werden, da diese keine Erziehung im 
Geiste der Demokratie, des Sozialismus, des Patriotismus 
und der Völkerfreundschaft garantiert. Es ist bekannt, 
daß gerade von Westdeutschland aus die Kirche einen 
verstärkten Kampf gegen das Lager des Sozialismus 
führt. Der klerikale Faschismus in Westdeutschland 
schürt ununterbrochen den kalten Krieg. Es ist auch 
bekannt, daß gerade die Kirche immer wieder den 
Krieg gesegnet hat. Von derartigen Einflüssen wollen 
wir jedoch unsere Jugend und Kinder fernhalten.
Die Verklagte erzieht die Kinder... u n d . . .  im streng 
kirchlichen Sinne. Eine derartige Erziehung ist mit der 
Entwicklung unserer Gesellschaftsordnung nicht mehr 
zu vereinbaren.
In Art. 41 der Verf. ist jedem Bürger die volle Glau­
bens- und Gewissensfreiheit zugesichert. Der Verklag-
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